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Editorial

Am 33. Oktober 20232023 jährte sich der Beitritt der 
DDRDDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland zum 3333. Mal. 
Ein Tag mit staatstragenden Reden und Wie-
derholungen von Dokumentationen. Aber auch 
mit besorgten Fragen, warum sich auch Ost-
deutsche, die die DDRDDR wegen ihres Alters nie 
erlebt haben, als Bürger zweiter Klasse fühlen. 
Die einen können nicht verwinden, dass es 
die DDRDDR überhaupt gegeben hat. Die anderen 
wollen nicht länger hinnehmen, dass die DDRDDR 
auf SEDSED, Mauer und Stasi reduziert wird. Wir 
wollen in dieser Ausgabe kontroverse Antwor-
ten anbieten auf die Frage »Was bleibt von 
der DDRDDR?« Wir haben versucht, Sichtweisen 
mehr Raum zu geben, die »bei den Anderen« 
selten oder gar nicht vorkommen, bieten Hin-
tergrundartikel, damit ein vollständigeres Bild 
im Vordergrund stehen kann. Mit Gregor Gysi 
haben wir über das Rechtssystem der DDRDDR ge-
redet. Yana Milev berichtet über den »Voll-
streckungsfeldzug der Treuhandanstalt«. Aus- 
züge aus dem Buch »Das RAFRAF-Phantom« 
werfen einen Blick zurück auf die Ermor-
dung des Treuhand-Chefs 19911991. Stefan Bol-
linger erklärt, »warum die DDRDDR nicht stirbt«.  
Dietmar Koschmieder erzählt aus der Ge-
schichte der Tageszeitung Junge Welt und 
der frühere stellvertretende DDRDDR-General-
staatsanwalt Hans Bauer schreibt über seine 
Sicht auf das DDRDDR-Recht. Anlass zur Debatte 
dürfte auch der Essay von Axel Klopprogge 
»Rechts oder links oder was« geben. Zum 
Thema Ukraine interviewten wir die ehema-
lige ARDARD-Korrespondentin in Moskau, Gab-
riele Krone-Schmalz. Das nächste Heft mit 
dem Schwerpunktthema Medien und Mani-
pulation erscheint Mitte Dezember.
Wir wünschen interessante Lesestunden.
Die Redaktion
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Die Beutegut-Politik der Bundesregierung im Beitrittsgebiet
VON YANA MILEV

Seit Anbeginn des Wirkens der Treu-
handanstalt (TH ATH A) im Beitritts-
gebiet ranken sich Mythen um die 

Behörde, die sich aufgrund einer exzellen-
ten Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der 

Bundesregierung bis heute halten. Unter 
anderen lautet ein Mythos, dass die THATHA 
eine durch den letzten DDRDDR-Ministerprä-
sidenten Hans Modrow gegründete Ge-
sellschaft sei, oder ein weiterer Mythos, 

die THATHA habe völlig überstürzt und plan-
los agiert, da es für den Umbau einer Plan-
wirtschaft in eine Marktwirtschaft kein Vor-
bild gab. Die Autorin räumt mit diesen und 
anderen Mythen auf.

Vollstreckungsfeldzug 
der Treuhandanstalt

E Die Treuhand-Zentrale in Berlin, Leipziger/Ecke Otto-Grothewohl-Straße, 1993. Besuchereingang für interessierte an den 12.000 DDR-Betrieben
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Der Mythos von der »Eile«

Mit dem 11. Januar 19951995 wurde aus der Treu-
handanstalt (THATHA) die Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
(BvS). Die BvS arbeitete ihre Aufgaben, 
die hauptsächlich die Bereiche Reprivati-
sierung, Vertragsmanagement, Abwicklung, 
ökologische Altlasten und Verwertung von 
ehemals volkseigenem land- und forstwirt-
schaftlichen Vermögen betrafen, zügig ab 
und schloss zum 3131. Dezember 20032003 ihre 
letzte Dienststelle. 

Im November 20032003 gab die Bundesan-
stalt für vereinigungsbedingte Sonderaus-
gaben einen Abschlussbericht heraus. Auf 
einer Pressekonferenz zum Abschlussbe-
richt verteidigte der BvS-Präsident Hans H. 
Schroeder-Hohenwarth die Arbeit der BvS: 
»Weder die THATHA noch die BvS haben je für 
sich in Anspruch genommen, die wirtschaft-
lichen Folgen von 4040 Jahren SEDSED-Diktatur 
zu beseitigen«.11 Dies wäre allerdings auch 
nicht die Aufgabe der THATHA/BvS gewesen, 
sondern vielmehr, »die vorgefundene Wirt-
schaftsstruktur systemgerecht für die Wett-
bewerbswirtschaft herzurichten«.22 Denn 
die THATHA beseitigte gekonnt und großzügig 
die Konkurrenz in den neuen Bundeslän-
dern, deckte Subventionsbetrug, das heißt 
das Abziehen von Sanierungsfördermitteln 
in die West-Konzerne, und ließ den Osten 
schlicht ausbluten – mit der Begründung 
eines gewissen Beendigungsdrucks. 

»Aus heutiger Sicht sei der ›Beendigungs-
druck‹, der auf der Treuhand bis 19941994 

lastete, ›zu stark gewesen‹.  
Bei einer langsameren Abwicklung wären 

eventuell höhere Erlöse erzielt worden. 
Dennoch habe der Prozess ›eine gewisse 
Zwangsläufigkeit‹ gehabt. Alternativen 
hätten theoretisch, nicht aber praktisch 

zur Verfügung gestanden.«33 

Der BvS-Chef nahm auch Stellung zur »Kri-
minalitätsdurchseuchung«, wie er das il-
legale Verschleudern von THATHA-Vermögen 
nannte. Die Rate der Ermittlungsverfah-
ren sei mit einem Prozent der Mitarbeiter 
nicht höher gewesen als in normalen West-
Unternehmen. Laut Abschlussbericht kam 
es bis Mai 20002000 zwar zu 219219 staatsanwalt-
lichen Ermittlungen, aber nur in 2424 Fällen 
zu Verurteilungen, so die Bilanz. Die Ver-
einigungskriminalität der THATHA zwischen 
19901990 und 19941994 sei also ganz normaler groß-
kapitalistischer Unternehmensalltag gewe-
sen, wie der BvS-Präsident konstatierte.

Der Mythos von der  
»überforderten Behörde« 

Die bis heute in ihrem Umfang noch nicht 
zutage geförderte Vereinigungskrimina-
lität stand in einem kalkulierten Wett-
lauf mit der Zeit und im Schutz von um-
strittenen Verjährungsregelungen, die 
kurzfristig erlassen wurden, sowie eines 
Cash-Management-Systems, das eben-
falls kurzfristig eingerichtet wurde. »Dies 
führte bis zu Zweifeln an der Verfassungs-
mäßigkeit der Rechtsvorschriften«44, wies 
die Kriminologin Barbara Bischoff nach. 

Das Tempo und der Verkaufszwang 
waren strategisch bewusst eingesetzt. 
Denn hätte man sich auf ein angemessenes 
Tempo geeinigt, wäre eine Vereinigungs-
kriminalität in diesem Umfang nicht ge-
glückt. Subventionsbetrug, Schmiergeld-
affären und groß angelegte Deals konnten 
nur in der Kürze der Zeit durchgewun-
ken werden. Die Zerschlagung von Be-
trieben, die Vernichtung von Produktiv-
vermögen, das systematische Ausbluten 
einer industriesoziologischen Infrastruk-
tur und die millionenfachen Menschen-
rechtsverletzungen an den Neubürgern 
gelangen nur in der gebotenen »Eile«. 
Gedeckt wurde das eilige Unterfangen 
durch die Bundesregierung. Einer Straf-
verfolgung vereinigungsbedingter Wirt-
schaftskriminalität wurde durch die 
Verjährungsgesetze, die kurz nach der 
»Wiedervereinigung« erlassen wurden, 
vorgebeugt. Für das Wirken der THATHA 
wurden drei Verjährungsgesetze erlassen. 
Das erste am 2626. März 19931993, das zweite 
am 2727. September 19931993 und das dritte am 
3131. Dezember 19971997.

Eine Verfolgungswahrscheinlichkeit 
wurde durch eine akute Überforderung 
des Strafverfolgungssystems in den ersten 
Jahren nach der »Wiedervereinigung« er-
heblich minimiert. Hinzu kommen die 
ebenfalls beschleunigten Verjährungsfris-
ten, die in den genannten drei Verjährungs-
gesetzen festgelegt wurden. 

In der »Beschlussempfehlung und Be-
richt des 22. Untersuchungsausschusses 
nach Artikel 4444 GGGG des Deutschen Bun-
destages zur Untersuchung der Vereini-
gungskriminalität im Rahmen der THATHA-
Politik vom 2828. Mai 19981998« wurde ebenfalls 
das Tempo als bewusst eingesetzte Stra-
tegie hervorgehoben: 

»Das Tempo der Eigentumstransforma-
tion hatte zwei Effekte. Auf der einen Seite 
konnten die westdeutschen Großunterneh-
men in den Verhandlungen erpresserische 
Bedingungen diktieren. Nach dem Bericht 

der Bundesregierung verlangte die BVVBVV 
AGAG (Bremer Vulkan Verbund AGAG) den 

Erwerb zu einem symbolischen Kaufpreis, 
unbegrenzten Ausgleich aller Verluste bis 
zum Abschluss der Umstrukturierungs-

phase, Cash-Beträge der THATHA zum Eigen-
kapital, zu den Investitionen und zu den 

Sozialplänen, die Fälligkeit der Cash- 
Beträge bei Vertragsabschluss, unabhän-

gig vom Zeitpunkt des Geldbedarfs.«55  

Es lässt sich festhalten, dass nicht die Treu-
handanstalt überfordert war, sondern das 
Strafverfolgungssystem, das durch die ei-
ligen Verjährungsgesetze zudem ausge-
bremst wurde.

Der Mythos von der  
»planlosen Behörde«  

Der Umbau vollzog sich in überstürzenden 
Zeitabläufen, räumte auch der Berliner Kri-
minologe Heinz Jankowiak ein: »Diese radi-
kale Systemtransformation im Ostteil des 
Landes war ein vielfach ungeregelt ablaufen-
der Prozess und bot den Wirtschaftskriminel-
len alle Möglichkeiten, bestehende Lücken in 
Gesetzen, in sich erst strukturierenden Ver-
waltungsapparaten und in personell völlig 
unterbesetzten Kontroll- und Sanktionsins-
tanzen auszunutzen und kriminelle Gewinne 
in bis dahin unvorstellbarer Größe zu erzie-
len«66, so Jankowiak in einer Bilanz zur Regie-
rungs- und Vereinigungskriminalität. 

Aber nicht nur die sogenannte »Eile« 
war für die erfolgreiche Durchsetzung und 
Deckung von vereinigungsbedingter Wirt-
schaftskriminalität entscheidend, sondern 
auch deren gesetzliche Deckung, die in einem 
Chaos an nicht vorhandenen beziehungs-
weise dysfunktionalen internen und externen 
Kontrollinstitutionen lanciert werden konnte. 
Hierzu schrieb die Kriminologin Bischoff: 

»Beachtet man die Entwicklung der externen  
und internen Kontrolle der Privatisierungs
tätigkeit, so lässt sich […] feststellen, dass 
die diversen Kontrollinstitutionen nach der 
Wieder-vereinigung erst langsam auf- und 
ausgebaut wurden und andererseits diese 

Kontrolle wieder von dem Zeitpunkt an ab-
gebaut wurde, in der auch die operativen 
Geschäfte der THATHA […] zurückgingen.«77 
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Mit anderen Worten agierte die THATHA wei-
testgehend ohne jegliche Kontrolle, das 
heißt im rechtsfreien Raum. 

Zudem hätte es »Planungen für eine 
deutsche Wiedervereinigung und ent-
sprechende Vorbereitungen auf eine Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion nicht 
gegeben«88, was völlig unwahrscheinlich ist, 
wie in dem Band »Exil« im Kapitelpunkt 44 
»Die geplante Operation X«99 nachgewiesen 
wird. Gleich wie Jankowiak argumentieren 
bis heute Auftragshistoriker der politischen 
Bildung: Die Treuhandanstalt sei überfor-
dert gewesen, vor allem weil es keine Pla-
nungen zur Umwandlung der Planwirtschaft 
in die Marktwirtschaft gegeben hätte. Das ist 
schlicht falsch und eine politische Lüge. 

Die Wahrheit ist: Die THATHA/BvS ist per 
Gesetz vom 1717. Juni 19901990 die Nachfolgerin 
des »Forschungsbeirats für Fragen der Wie-
dervereinigung Deutschlands«, gegründet 
19521952, und nicht, wie immer wieder behaup-
tet wird, die Nachfolgerin der Treuhandan-
stalt der Modrow-Regierung, gegründet im 
März 19901990. Die THATHA betrieb eine seit 19521952 
geplante und ab 1717. Juni 19901990 konkret um-
gesetzte Annexionspolitik in der DDRDDR.

Die Organisation des »Forschungs-
beirats für Fragen der Wiedervereini-
gung Deutschlands«, die zwischen 19521952 
und 19751975 unter der Leitung von Friedrich 
Ernst stand, der im NSNS-Regime ab Anfang 
19401940 als Reichskommissar für die Behand-
lung feindlicher Vermögen beauftragt war, 
ging nach ihrer Auflösung nahtlos in die 
»Forschungsstelle für gesamtdeutsche wirt-
schaftliche und soziale Fragen« über. Die 
Forschungsstelle wurde dann mit der Inbe-
triebnahme der Treuhandanstalt per 11. Juli 
19901990 obsolet und aufgelöst. Die Planung des 
Tages X, an dem die Annexionspolitik der 

»feindlichen Vermögen« im Osten ihren 
Sieg feiern könne, wurde 19531953 von Ludwig 
Erhard in dem ZEITZEIT-Artikel »Keine Angst 
vor dem Tag X. Probleme der Wiederver-
einigung«1010, unverblümt veröffentlicht. 

Die Verabschiedung des Treuhandgeset-
zes am 1717. Juni 19901990 (Gesetz zur Privatisie-
rung und Rückübertragung des volkseige-
nen Vermögens) war der entscheidende 
Etappensieg der Annexionsplaner, zusam-
men mit der Aufhebung der DDRDDR-Verfas-
sung am gleichen Tag per Erlass des Verfas-
sungsgrundsätzegesetzes. Der in der BRDBRD 
seit dem 1717. Juni 19541954 bestehende Natio-
nalfeiertag der Deutschen Einheit fand 
am 1717. Juni 19901990 seinen siegreichen Höhe-
punkt. In einer Gedenkveranstaltung der 
Abgeordneten des Bonner Kabinetts und 
der »Volkskammer« wurde der Erfüllung 
des Annexionsplanes im Konzerthaus am 
Gendarmenmarkt feierlich gedacht, denn 
das Verfassungsgrundsätzegesetz war das 
eigentliche Ermächtigungsgesetz, das der 
BRDBRD fortan Hoheitsrechte über die DDRDDR 
gab, wie auch das Recht, ihre Einrichtungen 
auf dem Gebiet der DDRDDR zu installieren. 

Zu diesen Einrichtungen gehörten 
das bundesdeutsche Bankensystem, das 
bundesdeutsche Justizwesen, die Treu-
handanstalt mit Niederlassungen in allen 
1515 Industriebezirken der DDRDDR, der vom 
Bundesminister für Finanzen (BMFBMF) Theo 
Waigel eingesetzte Leitungsausschuss mit 
deutschen und internationalen Wirtschafts-
prüfern und Unternehmensberatern sowie 
der Verwaltungsrat der THATHA, bestehend aus 
beratenden Politikern der Bundesregierung 
in den neuen Bundesländern. Damit wurde 
planmäßig am 1717. Juni 19901990 die DDRDDR der 
BRDBRD überlassen. Die Entscheider waren 
die vom Bonner Kabinett in der »Allianz 

für Deutschland« vereinigten DDRDDR-Theolo-
gen und das CDUCDU-Kabinett selbst.

Der Mythos von der  
»grenzenlosen Freiheit« 

Mit der Inamtbringung der »Allianz für 
Deutschland« durch die Wahl am 1818. März 
19901990 gelang es dem Kohl-Kabinett, seine 
»Partner« im verfassungs- und staatsrecht-
lichen Herzen der DDRDDR, der Volkskammer, 
aktiv werden zu lassen. Diese »Partner« 
haben zwischen März und Oktober 19901990 
zwölf Gesetze ausgefertigt und verabschie-
det, darunter das Gesetz zur sofortigen Ein-
führung der D-Mark mit dem Argument: 
Der DDRDDR geht die Bevölkerung verloren. 
Nur die D-Mark kann die Massenabwan-
derung stoppen!1111 

Mit der Einführung der D-Mark am 
11. Juli 19901990 wurde die DDRDDR zur insolven-
ten GmbH erklärt und die THATHA nahm ihren 
Betrieb als Vollstreckerin und Liquidatorin 
auf. Der tatsächliche Grund für die Wäh-
rungsunion waren nicht die Massenfluch-
ten aus der DDRDDR in die BRDBRD, sondern die 
sofortige Insolvenzsetzung der DDRDDR-Wirt-
schaft als Vorbedingung für ihre Liquida-
tion durch die THATHA und als Vorbedingung 
für eine immense Selbstbereicherung der 
West-Konzerne. Aber dieses Argument 
bleibt bis heute unausgesprochen. 

Die Herstellung, Bewerbung und Instru-
mentalisierung einer Flüchtlingssituation 
aus der DDRDDR in die BRDBRD diente lediglich als 
Legitimierungsnarrativ zur Einführung der 
D-Mark, als Legitimierungsnarrativ zur Ver-
nichtung der Planwirtschaft sowie als Legi-
timierungsnarrativ der Konjunktur billiger 

»Die Treuhandanstalt betrieb eine 
seit 1952 geplante und ab 17. Juni 1990 konkret 
umgesetzte Annexionspolitik in der DDR.«
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Arbeitskräfte im Westen. Die Eins-zu-eins-
Währungsumstellung entsprach einer 
Schockstrategie, die neue Flüchtlinge und 
somit neues Humankapital für die Billig-
lohnsektoren im Westen generierte. Die 
Gründe für die Währungsunion waren in 
der langfristigen Annexionsplanung ange-
legt. 1212, 1313, 1414, 1515

Die Einführung der D-Mark in der DDRDDR 
hatte den koordinierten Ausreisestrom nicht 
gestoppt, sondern stabilisiert. Damit wurde 
ein ab den 19801980er Jahren verzeichneter deut-
licher Rückgang der Quote an erwerbstäti-
gen Ausländerinnen und Ausländern in der 
BRDBRD aufgebessert. Die Währungsunion war 
eine Schockstrategie, die das gewünschte 
Gegenteil bewirkte – einen Aufschwung an 
Arbeitskräften in den Altbundesländern bei 
gleichzeitiger Insolvenzsetzung des Territo-
rialgebietes der DDRDDR zur Restitution soge-
nannter unrechtmäßiger Vermögensverluste 
der Alteigentümer ab 19451945 in der SBZSBZ/DDRDDR 
und zur Wiederherstellung ordentlicher 
Privatverhältnisse nach dem Rechts- und 
Sozialprinzip der BRDBRD. Das für den per 11. 
Juli 19901990 in Gang gesetzte, für den Vollstre-
ckungsfeldzug notwendige Gesamtvollstre-
ckungsgesetz wurde bereits zehn Tage vor 
dem Privatisierungsgesetz von der »Volks-
kammer« beschlossen.

Der Mythos von der  
»maroden DDR-Wirtschaft«  

Die Bilanz der Schulden, die von der THATHA 
19941994 auf eine dreistellige Milliardenhöhe 
beziffert wurde, ist das Ergebnis der geplan-
ten und gedeckten Vereinigungskrimina-
lität, von Verkaufszwang und »Eile«, die 
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2	 Ebd.
3	 Ebd.
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Waxmann, Münster, New York, 2016, S. 95. 
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Drucksache 13/10900, 28. Mai 1998, Bonn.
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Stand vom 18.5.2021.
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kriminellen Machenschaften in die Hände 
spielten und die von der Bundesregierung 
juristisch gedeckt wurden. Sie sind nicht 
das Ergebnis der »maroden DDRDDR-Kom-
mandowirtschaft«, wie es fortan in der 
politischen Bildung hieß. Es handelt sich 
bei der Schuldsumme um auf die Konten 
der Konzernverbände »umgeleitete« Sanie-
rungssubventionen, was mit massenhaftem 
Unterwertverkauf verdeckt wurde.

Darüber hinaus wurden auch noch die 
Rücklagen der DDRDDR-Betriebe von den Kon-
zernverbänden abgezogen, so durch Insol-
venzklagen und Vermögen aus Parteien und 
Organisationen konfisziert. Die kapitalen 
Kriminalfälle, lange auch als Prestigeobjekte 
der »Wiedervereinigung« von der Bundesre-
gierung in der Öffentlichkeit verkauft, sind 
bis heute nicht aufgearbeitet. Dazu gehören 
der »Schucht-Deal«, der »Petram-Deal«, der 
»Steger-Deal« oder der »Hennemann-Deal«. 
Hinzu kommt, dass ein Großteil der Treu-
handakten noch bis 20312031 unter Verschluss 
sein wird. Laut Bericht des Bundestages 
wurde die Führungsebene der THATHA von 
der Haftung für grobe Fahrlässigkeit bis 
19931993 freigestellt sowie von der Haftung für 
leichte Fahrlässigkeit bis 19941994. Danach grif-
fen die Verjährungsgesetze.

Die »marode DDRDDR-Wirtschaft« wurde 
zum beliebtesten Mantra in den Medien 
und in der politischen Bildung. Niemand 
fragte nach, wie marode eigentlich die BRDBRD-
Wirtschaft zum Zeitpunkt der Liquidation 
und Annexion der DDRDDR wirklich war. Nie-
mand sprach von den Pleiteskandalen bei-
spielsweise einer Bremer Vulkan (BV VBV V AGAG) 
oder einer Hessischen Kali + Salz AGAG. Nie-
mand sprach von millionenfacher Arbeits-
losigkeit und sozialem Abstieg zur glei-
chen Zeit im Westen. Niemand sprach von 

den gemeinsamen Geschäften zwischen 
den Wirtschaftslobbys Ost und West und 
den Geheimdienstlobbys Ost und West in 
den Zeiten des Kalten Krieges. Es wurde 
getäuscht und getarnt. Mit der Annexion 
und Liquidation der DDRDDR wurde die Lek-
tion gelernt, dass sich der Kapitalismus nur 
durch Annexions- und Liquidationspolitik 
in Fremdgebieten erneuert. Am Ende blieb 
den Einheitsmachern und ihren Zuarbei-
tern/Ost nur noch die radikale Entwertung 
der DDRDDR, um über die kapitale Vereinigungs-
kriminalität hinwegzutäuschen.1616, 1717, 1818

Die »Eile« zwischen 19901990 und 19951995 war 
Bedingung für die Unkenntlichmachung, also 
für das gezielte Verschwinden von Kapital, 
von kriminell abgezogenen und veruntreu-
ten Subventionsmitteln in dreistelliger Mil-
liardenhöhe, durch deren Umleitung auf die 
Konten der Konzernvorstände. Sie begüns-
tigte das Vorgehen zwischen provisorischen 
Gesetzen für ein unkontrolliertes automati-
sches Cash-Management und einem Verjäh-
rungsgesetz für Kapitalverbrechen, um von 
zwei Enden her die Vereinigungskriminali-
tät auf Regierungsebene zu decken. Mit dem 
Ende der THATHA/BvS galt die Währungs- und 
Wirtschaftsunion, quasi die Annexionspla-
nung, als abgeschlossen. Es begann nun der 
dritte Teil des ersten Staatsvertrages – die 
Sozialunion in der Ära Schröder. 
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